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WIRTSCHAFTSSTANDORT SCHWEIZ – Der Bund beschliesst ein neues Gesetz, das Unternehmen entlasten soll.  
Anstoss zu diesem Vorhaben gab eine Motion von SVP-Nationalrätin Sandra Sollberger.

Lex Sollberger will KMU entlasten

in Kraft treten. Gegen den Wider-
stand von links haben National- und 
Ständerat dem Entwurf zugestimmt. 
Das Gesetz regelt, dass bestehende 
und neue Regulierungen für Unter-

Vergleichsweise schlanke Administ-
rationsaufwände gehören schon seit 
jeher zu den wichtigsten Standort-
vorteilen der Schweizer Wirtschaft. 
Die administrativen und regulatori-
schen Anforderungen an Unterneh-
men nehmen jedoch seit geraumer 
Zeit zu. Ab einem gewissen Punkt 
wird eine übermässige Bürokratie 
für die Wirtschaftstätigkeit toxisch. 
Heute führen Unternehmen ihren 
Betrieb zunehmend anhand von Re-
gulierungen, Vorschriften und amt-
lichen Formularen.

Das nimmt auch die Wirtschafts-
kammer wahr. Verstärkt beklagen 
Unternehmen den enormen Zu-
wachs an administrativem und re-
gulatorischem Aufwand. Gerade 
beim Rückgrat des Schweizer Unter-
nehmertums, den KMU, ist dieser 
bürokratische Mehraufwand beina-
he geschäftshindernd und lenkt 
 unnötig ab. 

Die Wirtschaftskammer fordert 
eine Stabilisierung und mittelfristige 
Senkung der Belastungen für Unter-
nehmen. Als Dachverband der 
Basel bieter KMU kämpft die Wirt-
schaftskammer gegen die zuneh-
mende Regelungsdichte. Es braucht 
eine laufende Überprüfung der Ge-
setzes- und Vorschriftenflut. Über-
flüssige Gesetze, die eine gesunde 
Entwicklung von Wirtschaft und 
 Gesellschaft behindern, müssen ab-
geschafft werden. 

Erfolg für Sandra Sollberger
Nun wird auf Bundesebene ein neu-
es Unternehmensentlastungsgesetz 

nehmen systematisch auf ihr Ent-
lastungspotenzial geprüft und die 
Regulierungskosten der Unterneh-
men transparenter ausgewiesen wer-
den müssen. Das Gesetz geht zurück 

auf eine Motion der SVP-National-
rätin Sandra Sollberger. Als Unter-
nehmerin sind ihr die Sorgen der 
KMU und deren administrativen Zu-
satzaufwände bekannt. Im Nach-

Sandra Sollberger während einem ihrer Voten im Nationalrat.  Bild: zVg

MOBILITÄT  – Die Wirtschaftskammer setzt sich für eine zeitgemässe Verkehrsinfrastruktur in der Region Basel ein.  
Nationalrat Thomas de Courten (SVP) unterstützt dieses Anliegen und kritisiert die Verzögerungen bei wichtigen Projekten.

Gemeinsam gegen das Stauproblem
Wer täglich mit dem Auto unterwegs 
ist, kann das bestätigen: Die über-
alterte Verkehrsinfrastruktur in der 
Region Basel hat ihre Kapazitäts-
grenze längst erreicht.

Tägliche Verkehrsüberlastungen 
sind besonders für die KMU und ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein 
Problem, weil die durch Stau verur-
sachten Zeitverluste Kosten generie-
ren, die kaum weiterverrechnet be-
ziehungsweise vergütet werden kön-
nen. Die Wirtschaft ist deshalb auf 
möglichst staufreie Strassen ange-
wiesen.

Wichtiger Standortfaktor
Die Wirtschaftskammer (Wika) setzt 
sich seit jeher für eine wirtschafts-
freundliche Verkehrspolitik ein, denn 
eine funktionierende Mobilität gehört 
zweifellos zu den wichtigsten Stand-
ortfaktoren.

Der Ausbau der Kapazitäten auf 
den Hochleistungsstrassen, verbun-
den mit der Bereitstellung von Infra-
strukturen, die den Umstieg auf an-
dere Verkehrsmittel erleichtern, ist 
aus Sicht des Wirtschaftsverbands 
unerlässlich. Nur so gelingt es, den 
Verkehrsfluss zu verbessern und die 
Dörfer vom Verkehr zu entlasten.

Bekannte Forderungen der Wika
Die Forderungen der Wika an Bund 
und Kanton sind gemeinhin be-
kannt. Unter anderem soll der lange 
versprochene Acht-Spur-Ausbau auf 
der A2 Augst/Hagnau endlich reali-
siert werden. Zudem ist der Ausbau 
der Hochleistungsstrassen mit einer 
tangentialen Streckenführung süd-
lich der A2 und mit Blick auf die Er-

Thomas de Courten politisiert seit zwölf Jahren für das Baselbiet im Nationalrat und will es auch in den nächsten 
vier Jahren tun. Bild: IWF

schliessung wichtiger Wirtschafts-
areale prioritär anzugehen. Dass es 
in diesen wichtigen Verkehrsprojek-
ten nicht vorwärtsgeht, ist nicht nur 
der Wirtschaftskammer, sondern 

auch SVP-Nationalrat Thomas de 
Courten ein Dorn im Auge. So reich-
te er im letzten Frühling eine Inter-
pellation mit dem Titel «Massnah-
men zur Entlastung des National-

strassennetzes in der Region Basel» 
ein. Der Vorstoss enthält Forderun-
gen zum Rheintunnel – und zwar 
ohne Rückbau der Osttangente –, 
dem Acht-Spur-Ausbau auf der A2 

gang zur Abstimmung im Parlament 
sagte sie: «Es ist wichtig, dass sich 
die KMU um ihre Kernaufgaben 
kümmern können und nicht ständig 
von der Politik mit immer neuen, 
vermeintlich guten Ideen behindert 
werden. Das Gesetz ist ein toller Er-
folg für die KMU.»

Die Geschäftsführerin eines eige-
nen Malerbetriebs steht voll im 
Dienste der KMU. Auf Rückfrage, 
wofür sie sich in der kommenden 
Legislatur einsetzen wird, meinte sie 
Folgendes: «Ich werde mich weiter-
hin für die KMU in Bern einsetzen. 
Die KMU sind das Rückgrat der 
Schweizer Wirtschaft. Es ist wichtig, 
dass wir die administrativen Auf-
wände reduzieren und die Heraus-
forderungen, von denen unsere 
KMU betroffen sind, angehen. Wir 
müssen auch in Zukunft mehr Raum 
für Innovation schaffen und diese 
nicht durch Kontrollen und Ein-
schränkungen verhindern.»

Baselbiet kennt Entlastungsgesetz
Im Kanton Basel-Landschaft besteht 
bereits seit 2005 eine gesetzliche Ver-
pflichtung, die Regelungsdichte für 
KMU zu reduzieren und die adminis-
trative Belastung durch die Behörden 
und die Verwaltung abzubauen. Das 
KMU-Forum und die Regulierungs-
folgenabschätzung, welche im kan-
tonalen KMU-Entlastungsgesetz ge-
regelt sind, sind dafür sinnvolle Ins-
trumente. Dies war auch die Inspira-
tion der Baselbieter Nationalrätin 
Sollberger für den entsprechenden 
Vorstoss in Bern. Annika Bos

Augst/Hagnau sowie den Verkehrs-
problemen im Bereich Angenstein, 
die ohne den raschen Bau des 
Muggen bergtunnels wohl nicht in 
den Griff zu bekommen sind. In 
einer weiteren Interpellation kriti-
sierte de Courten den Bundesrat für 
die Nichtberücksichtigung des Zu-
bringers Bachgraben-Allschwil im 
Agglomerationsprogramm der vier-
ten Generation.

Im gemeinsamen Interview mit 
den Nationalrätinnen Daniela Schnee-
berger (FDP) und Sandra Sollberger 
(SVP) in der letzten Ausgabe des 
Standpunkts der Wirtschaft erläuter-
te Thomas de Courten, wie die bür-
gerlichen Bundesparlamentarier aus 
dem Baselbiet ihrem Kanton mehr 
Gehör verschaffen wollen, wenn es 
um Verkehrsprojekte geht: «Wir 
arbeiten gemeinsam und koordiniert 
daran, in unseren Fraktionen Mehr-
heiten zu erlangen, um die Anliegen 
unserer Region voranzutreiben.»

Stöckli-Sitz ins bürgerliche Lager 
Um dies zu erreichen, sei auch eine 
angemessene – sprich bürgerliche – 
Vertretung im Ständerat von grosser 
Bedeutung. Im Stöckli sei eine bür-
gerliche Baselbieter Stimme umso 
wichtiger, da Basel-Stadt bereits mit 
einer pointiert linken SP-Standes-
stimme vertreten sei.

Um positive Veränderungen her-
beizuführen, so Thomas de Cour-
ten, braucht es jetzt mit Sven Inäb-
nit eine neue engagiert bürgerliche 
Kraft im Ständerat. Denn «Wohl-
stand ist dort, wo Mobilität und Be-
wegung ist», ist der Nationalrat 
überzeugt. Loris Vernarelli


